
                                                                                                                       
                                                                                                                                                                                                                                                                             Pressemitteilung 06/2018                       Magdeburg, 29.08.2018   BUNDESAGENTUR FÜR ARBEIT MUSS ENDLICH AUF ERNEUT STEIGENDEN WEITERBILDUNGS-MINDESTLOHN REAGIEREN UND BUNDESDURCHSCHNITTSKOSTENSÄTZE AN LOHNSTEIGE-RUNGEN ANPASSEN   Nach dem Willen der zuständigen Tarifparteien soll der Mindestlohn für die Weiterbil-dungsbranche bis zum Jahr 2022 von jetzt 15,26 € auf 17,71 € aufwachsen, was einer erneuten Steigerung um 16,1 Prozent entspricht. Nach der bisherigen Praxis ist davon auszugehen, dass auch der neu ausverhandelte Mindestlohn für allgemeinverbindlich erklärt werden wird.  „Ich freue mich für alle Mitarbeiter*innen von Arbeitsmarktdienstleistungsunterneh-men, die dort engagiert pädagogische Aufgaben wahrnehmen. Nun aber müssen das Bundesarbeitsministerium und die Bundesagentur für Arbeit (BA) endlich dafür sorgen, dass die sog. Bundesdurchschnittskostensätze, die die Weiterbildungsträger für die Durchführung von Qualifizierungsmaßnahmen für Arbeitslose in der Regel maximal pro Teilnehmer und Stunde erhalten können, mit diesen Mindestlohnentwicklungen Schritt halten. Schließlich bestimmen die Personalkosten zu einem großen Teil die Gesamtkos-ten derartiger Bildungsmaßnahmen.“, so Jürgen Banse, Geschäftsführer des VDP Sach-sen-Anhalt.   Allein zwischen Mitte 2013 und 2018 ist in den neuen Bundesländern der Mindestlohn für die Weiterbildungsbranche um 36 Prozent gestiegen, bis 2022 werden es über 57 Prozent sein. Gleichzeitig ist der sog. Bundesdurchschnittskostensatz der BA, der nur in wenigen Ausnahmefüllen überschritten werden darf, für viele Berufsgruppen seit 2013 stagniert oder hat sich sogar rückläufig entwickelt (s. Anlagen 1 + 2 zu dieser Presse-mitteilung).  „Dies kann so nicht weitergehen. Damit treiben Politik und Arbeitsverwaltungen die Weiterbildungsanbieter sehenden Auges in eine existenzbedrohende Situation. Hinzu kommt ja noch, dass die Anzahl der Teilnehmer*innen pro Weiterbildungsmaßnahme sich seit Jahren rückläufig gestaltet und dass z.B. die Kosten für Räumlichkeiten, Ener-gie und Unterrichtsmaterialien ebenfalls gestiegen sind. Qualitativ hochwertige Weiter-bildungen sind unter diesen miserablen Voraussetzungen von den Weiterbildungsträ-gern trotz allen Bemühens kaum noch zu leisten.“, so nochmals Banse, der eine schnelle politische Reaktion auf diese sich seit Jahren zuspitzenden Missstände fordert.  
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 Der VDP Sachsen-Anhalt vertritt als konfessionell und politisch neutraler Berufsver-band die Interessen von allgemein- und berufsbildenden Schulen in freier Trägerschaft sowie von privaten Erwachsenenbildungsdienstleistern in Sachsen-Anhalt. Ihm gehören aktuell 85 Träger derartiger Bildungseinrichtungen mit mehr als 180 Niederlassungen an.   Für Rückfragen wenden Sie sich gern an:  Jürgen Banse, Geschäftsführer VDP Sachsen-Anhalt Tel.: 0391/7319160 E-Mail: VDP.LSA@t-online.de     www.vdp-sachsen-anhalt.de  



Anlage 1  (Voraussichtliche) Entwicklung des für allgemeinverbindlich erklärten Mindestlohns für die Weiterbildungsbranche in den ostdeutschen Bundesländern1;2;3    1Ein einheitlicher Mindestlohn für die alten und neuen Bundesländer gilt erst seit dem 01.01.17.  2Dieser Mindestlohn gilt für die pädagogisch tätigen Arbeiternehmer/innen an solchen Weiterbildungseinrichtungen, die überwiegend Aus-   und Weiterbildungsleistungen auf der Grundlage der SGB II + III erbringen.  3Der Mindestlohn ab 2019 ist bereits ausverhandelt, aber noch nicht für allgemeinverbindlich erklärt worden. Die hier dargestellten  Mindestlohnstufen gelten für pädagogisch tätige Mitarbeiter/innen, die von ihrer Qualifikation mindestens der Niveaustufe 6 des DQR   (= Bachelorabschluss) zuzuordnen sind. 11,25 € 11,65 € 12,50 € 13,50 € 14,60 € 15,26 € 15,79 € 16,39 € 17,03 € 17,71 €
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Anlage 2  Entwicklung der von der Bundesagentur für Arbeit ermittelten Bundesdurchschnittskostensätze (BDKS) für Maßnahmen zur Förderung der beruflichen Weiterbildung   § 180 Abs. 3 Nr. 3 SGB III: „Ausgeschlossen von der Zulassung ist eine Maßnahme, wenn … 3. die Maßnahmekosten über den durchschnittlichen Kostensätzen liegen, die für das jeweilige Bildungsziel von der Bundesagentur jährlich ermittelt werden, es sei denn, die innerhalb der Bundesagentur zuständige Stelle stimmt den erhöhten Maßnahmekosten zu.“   Kurzbezeichnung nach Klassifikation der Berufe BDKS 2013 BDKS 2018 Proz. Entwicklung Metallerzeugung, Metallbearbeitung, Metallbau (Fachkraft)   6,55 €   6,81 € + 3,4 % Wolfram-Inertgasschweißen: Stahl 15,07 € 14,86 € - 1,4 % Wolfram-Inertgasschweißen: Aluminium 17,18 € 16,75 € - 2,5 % Spanende Metallbearbeitung (Spezialist)   8,61 €   8,59 € - 0,2 % Mechatronik-, Energie- u. Elektroberufe (Fachkraft)   7,00 €   7,36 € + 5,1 % Informatik und andere IKT-Berufe (Fachkraft)   8,85 €   8,50 € - 4,0 % Umschulungen (Güter-/Personenverkehr) 11,05 € 10,16 € - 8,1 % Medizinische Gesundheitsberufe   5,51 €   5,59 € + 1,4 %   


